
Sechster Titel
Von Gesellschaften überhaupt, und von Corporationen und Gemeinen insonderheit
Gesellschaften überhaupt
§. 1. Unter Gesellschaften überhaupt werden hier Verbindungen mehrerer Mitglieder des
Staats zu einem gemeinschaftlichen Endzwecke verstanden.

erlaubte;
§. 2. In so fern dieser Zweck mit dem gemeinen Wohl bestehen kann, sind dergleichen
Gesellschaften erlaubt.

unerlaubte.
§. 3. Gesellschaften aber, deren Zweck und Geschäfte der gemeinen Ruhe, Sicherheit, und
Ordnung zuwiderlaufen, sind unzuläßig, und sollen im Staate nicht geduldet werden.

§. 4. Auch an sich nicht unzuläßige Gesellschaften kann der Staat verbieten, sobald sich
findet, daß dieselben andern gemeinnützigen Absichten oder Anstalten hinderlich oder
nachtheilig sind.

§. 5. Dergleichen ausdrücklich verbotne Gesellschaften sind, von Zeit des ergangenen
Verbots, den an sich unzuläßigen gleich zu achten.

§. 6. Unzuläßige und verbotne Gesellschaften haben, als solche, gar keine Rechte, weder
gegen ihre Mitglieder, noch gegen Andre.

§. 7. Die Mitglieder derselben sind, wegen unerlaubter Handlungen, die von ihnen
gemeinschaftlich, oder auch von Einzelnen nach dem Zwecke der Gesellschaft vorgenommen
worden, zum Schadensersatze und zur Strafe eben so verhaftet, wie andere Mitgenossen eines
Verbrechens.

§. 8. Doch sind diejenigen Mitglieder davon befreyt, welche weder von dem
gemeinschädlichen Zwecke der Gesellschaft gewußt, noch an den unerlaubten Handlungen
der übrigen Theil genommen haben.

§. 9. Dergleichen Mitglieder können vielmehr, wenn ihnen aus einer solchen Verbindung
Schaden entsteht, den Ersatz desselben von denjenigen, durch welche sie zum Beytritte
verleitet worden, so wie von den Vorstehern der Gesellschaft fordern.

§. 10. Wer einer vom Staate ausdrücklich verbotnen Gesellschaft beytritt, kann gegen die in
dem Verbotsgesetze bestimmte Strafe, durch Vorschützung der Unwissenheit des unerlaubten
Zwecks sich nicht entschuldigen.

Rechte der erlaubten Privatgesellschaften.
§. 11. Die Rechte und Pflichten der Mitglieder erlaubter Gesellschaften unter sich, werden
nach dem unter ihnen bestehenden Vertrage, in dessen Ermangelung, nach den für die
verschiedenen Arten solcher Gesellschaften ergangnen besondern Gesetzen, und wo auch
diese nicht entscheiden, nach dem Zwecke ihrer Verbindung beurtheilt.

§. 12. Bey Handlungen, woraus Rechte und Verbindlichkeiten gegen Andere entstehen,
werden sie nur als Theilnehmer eines gemeinsamen Rechts, oder einer gemeinsamen
Verbindlichkeit betrachtet.

§. 13. Dergleichen Gesellschaften stellen im Verhältnisse gegen andre, außer ihnen, keine
moralische Person vor, und können daher auch, als solche, weder Grundstücke, noch
Capitalien auf den Namen der Gesellschaft erwerben.

§. 14. Unter sich aber haben dergleichen Gesellschaften, so lange sie bestehen, die innern
Rechte der Corporationen und Gemeinen. (§. 25. sqq.)



§. 15. Es kann daher ein ausscheidendes Mitglied von dem Gesellschaftsvermögen nur in so
fern einen Antheil fordern, als das Mitglied einer Corporation und Gemeine dazu berechtigt
ist.

§. 16. Handlungsgesellschaften werden lediglich nach den Vorschriften des Dritten Abschnitts
des Siebenzehnten Titels im Ersten Theile, und des Siebenten Abschnitts, Achten Titels, im
Zweyten Theile, beurtheilt.

§. 17. Alles, was einer solchen Gesellschaft zufällt, wird nur das gemeinschaftliche
Eigenthum der dermaligen Mitglieder.

§. 18. Es kann also jedes ausscheidende Mitglied seinen Antheil davon, so wie von dem
übrigen im gemeinschaftlichen Eigenthume befindlichen Vermögen fordern.

§. 19. Ist bey der Erwerbung oder Zuwendung das Gegentheil ausdrücklich festgesetzt
worden: so hat zwar, so lange die Gesellschaft besteht, ein ausscheidendes Mitglied an
dergleichen Sachen keinen Anspruch;

§. 20. Wenn aber die Gesellschaft ganz aufhört; so wird auch eine solche Sache, gleich dem
übrigen gemeinschaftlichen Vermögen, unter die alsdann vorhandenen Mitglieder getheilt.

§. 21. Schenkungen, die einer erlaubten Privatgesellschaft, welche aber keine
Handlungsgesellschaft ist, zu einem gewissen Zwecke gemacht worden, fallen, wenn bey
erfolgender Aufhebung der Gesellschaft der Zweck nicht mehr erreicht werden kann, in so
fern sie noch vorhanden sind, an den Geschenkgeber, oder dessen Erben zurück. (Th. I. Tit.
XVI. §. 201. sqq.)

Privilegirte Gesellschaften.
§. 22. Die Rechte und Verhältnisse einer vom Staate ausdrücklich genehmigten oder
privilegirten Gesellschaft, müssen hauptsächlich nach dem Inhalte des ihr ertheilten Privilegii
beurtheilt werden.

§. 23. So weit aber in diesem nichts Besonderes festgesetzt ist, haben dergleichen privilegirte
Gesellschaften mit andern erlaubten in der Regel nur gleiche Rechte.

§. 24. Doch kann der Staat eine von ihm ausdrücklich privilegirte Gesellschaft nur aus eben
den Gründen, aus welchen ein Privilegium überhaupt zurückgenommen werden kann, wieder
aufheben.

Corporationen und Gemeinen.
§. 25. Die Rechte der Corporationen und Gemeinen kommen nur solchen vom Staate
genehmigten Gesellschaften zu, die sich zu einem fortdauernden gemeinnützigen Zwecke
verbunden haben.

§. 26. Die Verhältnisse und Rechte der Corporationen und Gemeinen sind hauptsächlich nach
den bey ihrer Errichtung geschlossenen Verträgen, oder ergangenen Stiftungsbriefen; nach den
vom Staate erhaltenen Privilegien und Concessionen; und nach den auch in der Folge unter
Genehmigung des Staats abgefaßten Schlüssen zu beurtheilen.

I. Grundverfassung derselben.
§. 27. Die solchergestalt bestimmten Rechte und Pflichten der Gesellschaft und ihrer
Mitglieder, so wie die wegen des Betriebes der gemeinschaftlichen Angelegenheiten
getroffenen Einrichtungen, machen die Verfassung dieser Corporation aus.

§. 28. So weit dadurch der Zweck der Gesellschaft, und solche Mittel, ohne welche dieser
Zweck nicht erreicht werden kann, bestimmt sind, gehören dieselben zur Grundverfassung.

§. 29. Grundverfassungen können nur in so weit geändert oder abgeschafft werden, als die
Corporation selbst aufgehoben werden kann.



§. 30. Auch andre Verfassungen kann die Corporation eigenmächtig, ohne Vorwissen und
Genehmigung des Staats, nicht abändern.

§. 31. Wie weit aber dergleichen Aenderungen durch einen nach Mehrheit der Stimmen
abzufassenden Gesellschaftsschluß, unter Approbation des Staats, erfolgen können, ist nach
den unten vorkommenden Regeln zu beurtheilen.

§. 32. Bey der Auslegung dunkler und zweifelhafter Stellen in den Verfassungsgesetzen einer
Gesellschaft, finden die allgemeinen Regeln von Auslegung der Verträge, Gesetze, und
Privilegien überhaupt, Anwendung.

§. 33. Doch ist dabey auch auf die bisherige Gewohnheit bey der Gesellschaft, so weit
dieselbe ihrer Grundverfassung und den allgemeinen Gesetzen des Staats nicht widerspricht,
vorzügliche Rücksicht zu nehmen.

§. 34. Soll über dergleichen dunkle oder zweifelhafte Stellen eine allgemeine Erklärung für
die Zukunft abgefaßt werden: so kann dies nur durch Schlüsse der Corporation, unter
Genehmigung des Staats geschehen.

§. 35. Kann kein solcher Schluß zu Stande kommen; oder betrifft die Sache Rechte und
Pflichten der Corporation gegen andre außer ihr: so kommt dieses Erklärungsrecht nur allein
dem Staate zu.

§. 36. Behauptet aber ein Dritter, daß er durch solche Deklarationen in seinen schon
erworbenen Befugnissen gekränkt sey: so muß ihm darüber rechtliches Gehör verstattet
werden.

§. 37. Jedes in die Corporation neu eintretende Mitglied unterwirft sich eben dadurch den
Verfassungen derselben.

§. 38. Von deren Beobachtung, so weit es dabey auf Grundverfassungen ankommt, können
auch einzelne Mitglieder niemals befreyt werden.

§. 39. In wie fern aber Corporationen, oder deren Vorgesetzte, einzelne Mitglieder von andern
zur Grundverfassung nicht gehörenden Verbindlichkeiten und Lasten dispensiren können,
hängt von den besondern Einrichtungen einer jeden Art der Corporationen ab.

§. 40. So weit die Verfassung einer Corporation aus den bisher (§. 26-36.) angegebenen
Quellen nicht zu bestimmen ist, muß auf die wegen der verschiedenen Arten der
Corporationen ergangenen besondern Gesetze Rücksicht genommen werden.

§. 41. Wo auch diese nichts näheres bestimmen, da treten nachstehende allgemeine
Vorschriften ein.

II. Innere Rechte.
§. 42. Jedes Mitglied einer Corporation ist schuldig, seine Handlungen dem
gemeinschaftlichen Zwecke gemäß einzurichten, und zur Erreichung desselben mitzuwürken.

§. 43. Die Corporation ist berechtigt, Mitglieder, welche diesem Zwecke vorsetzlich, oder
sonst beharrlich zuwider handeln, auszustoßen.

§. 44. Sie kann aber diese Befugniß nur unter Aufsicht des Staats, und nach den von ihm
vorgeschriebenen Gesetzen ausüben.

§. 45. Ein eigentliches Strafrecht gegen ihre Mitglieder kann einer Corporation nur wegen
Vergehungen, die von den Mitgliedern in dieser Eigenschaft begangen worden, und nur in so
fern zukommen, als ihr der Staat dergleichen Recht ausdrücklich verliehen hat.

§. 46. Aber auch in diesem Falle muß die Corporation, bey Ausübung ihres Strafrechts, die in
den Gesetzen allgemein vorgeschriebene Ordnung und Verfahrungsart beobachten.



§. 47. Auch findet gegen solche Strafverfügungen die Berufung auf die vom Staate
angeordneten Richterstühle statt.

§. 48. Die Corporation hat das Recht, neue Mitglieder, mit Vorwissen und Beystimmung des
Staats aufzunehmen.

§. 49. Rechte und Vorzüge, welche einer Corporation oder Gemeine vom Staate beygelegt
sind, kommen der Regel nach allen gegenwärtigen und künftigen Mitgliedern derselben zu
statten.

§. 50. Doch können auf Vorrechte, welche nur der ganzen Gesellschaft, als einer moralischen
Person betrachtet, verliehen sind, einzelne Mitglieder für ihre Personen, und in ihren
Privatangelegenheiten, keinen Anspruch machen.

Berathschlagungen und Schlüsse;
§. 51. Die innern Angelegenheiten einer Corporation werden durch Berathschlagungen und
Schlüsse der Mitglieder angeordnet.

§. 52. Bey gewöhnlichen Vorfällen, und in den ein für allemal dazu bestimmten
Versammlungen entscheidet der Schluß der in dieser Versammlung gegenwärtigen Mitglieder.

§. 53. Bey außerordentlichen Vorfällen, deren Verhandlungen in den Stiftungsgesetzen den
ordinairen Versammlungen nicht beigelegt ist, müssen sämmtliche Mitglieder ausdrücklich
eingeladen werden.

§. 54. Ist bey der Einladung zu solchen außerordentlichen Versammlungen zugleich der
Gegenstand der Berathschlagung angezeigt worden: so können die erscheinenden Mitglieder,
ohne Rücksicht auf ihre Anzahl, einen gültigen Schluß abfassen.

§. 55. Ist aber eine solche ausdrückliche Bekanntmachung des Gegenstandes der
Berathschlagung nicht geschehen: so müssen wenigstens zwey Drittel der Mitglieder
gegenwärtig seyn, wenn ein Schluß zu Stande kommen soll.

§. 56. Ist die Einladung nicht gehörig geschehen, oder in dem Falle des §. 55. nicht die
erforderliche Anzahl von Mitgliedern gegenwärtig gewesen: so ist ein dennoch abgefaßter
Schluß nichtig.

§. 57. Es ist hinreichend, wenn die Einladung an dem gewöhnlichen Wohnorte eines jeden
Mitgliedes, auf die in der Prozeßordnung vorgeschriebene Art insinuirt wird.

§. 58. Mitglieder, welche ihren bisherigen bekannten Aufenthaltsort verändern, ohne den
Vorstehern der Corporation Nachricht zu geben, wo sie anzutreffen sind, ist die Corporation
besonders einzuladen nicht schuldig.

§. 59. Eben das gilt wegen solcher Mitglieder, die ihren Wohnsitz aus der Provinz verlegen,
ohne der Corporation einen Bevollmächtigten anzuzeigen, an welchen die Einladung in
vorkommenden Fällen gerichtet werden solle.

§. 60. Abwesende Mitglieder können den Versammlungen auch durch Bevollmächtigte
beywohnen.

§. 61. Dergleichen Vollmacht kann aber nur einem Mitgliede der Corporation aufgetragen
werden.

§. 62. Die Schlüsse der Gesellschaft werden nach der Mehrheit der Stimmen abgefaßt.

§. 63. Bey vorhandener Stimmengleichheit gebührt die Entscheidung derjenigen Behörde, der
es sonst zukommt, die Schlüsse der Corporation zu bestätigen.

insonderheit bey neuen Anlagen;
§. 64. Zu neuen Beyträgen, die weder in der Stiftungsverfassung, noch in den allgemeinen



Gesetzen des Staats gegründet sind, ist die Einwilligung aller Mitglieder erforderlich.

§. 65. Sind jedoch dergleichen Anlagen zur Erfüllung des Zwecks der Corporation, oder einer
von ihr vorhin schon rechtsgültig übernommenen Verbindlichkeit nothwendig: so muß auch
in dergleichen Angelegenheiten die geringere Zahl der Mehrheit der Stimmen sich
unterwerfen.

§. 66. In keinem Falle können neue Anlagen ohne Vorwissen und Genehmigung des Staats
gemacht werden.

§. 67. Was von neuen Beyträgen verordnet ist, gilt auch von Erhöhung der bisher nur
gewöhnlichen.

§. 68. Gesellschaftliche Rechte, welche nicht sämmtlichen Mitgliedern, sondern nur einem
oder dem andern unter ihnen, als Mitgliede, zukommen, können denselben, wider ihren
Willen, durch die bloße Stimmenmehrheit nicht genommen oder eingeschränkt werden.

§. 69. Eben das gilt, wenn nicht allen, sondern nur Einem oder etlichen Mitgliedern, neue
Lasten oder Verbindlichkeiten aufgelegt werden sollen.

wegen des Vermögens;
§. 70. Auch die Verwaltung und Nutzung des der Corporation zustehenden
gemeinschaftlichen Vermögens wird durch Schlüsse der Corporation angeordnet.

§. 71. Die Verwendung muß zur Beförderung des gemeinschaftlichen Besten der Gesellschaft,
und zur Erreichung ihres Endzwecks geschehen.

§. 72. Derjenige Theil des Gesellschaftsvermögens, wovon die Nutzungen für die einzelnen
Mitglieder bestimmt sind, muß nach den Rechten des gemeinsamen Eigenthums behandelt
werden. (Th. I. Tit. XVII. Abschn. I.)

wegen der Stiftungen.
§. 73. Die Corporation ist nicht befugt, von demjenigen, was ein Mitglied, oder auch ein
Fremder, ihr zu einem gewissen bestimmten Zwecke zugewendet hat, ohne dessen
Genehmigung einen andern Gebrauch zu machen.

§. 74. In wie fern aber bey veränderten Umständen der Staat, nach dem Ableben des Stifters,
der Stiftung eine andere Richtung geben könne, ist nach dem unten §. 193. vorkommenden
Grundsatze zu beurtheilen.

§. 75. In allen Fällen, wo dergleichen Verfügung getroffen werden soll, muß die noch
bestehende Corporation mit ihrem Gutachten zuvörderst darüber vernommen, und von diesem
Gutachten, ohne überwiegende Gründe, nicht abgewichen werden.

§. 76. Auch von den zur Erreichung des Zwecks einer solchen Stiftung vorgeschriebenen
Mitteln darf die Corporation eigenmächtig nicht abgehen.

§. 77. Der Staat selbst ist, diese Mittel und Einrichtungen abzuändern, nur alsdann berechtigt,
wenn klar erhellet, daß dadurch der Zweck nicht erreicht werden könne, oder gar verfehlt
werden würde.

§. 78. Sind dabey Verordnungen zu Gunsten gewisser bestimmter Personen gemacht: so kann
davon, ohne die Einwilligung oder vollständige Entschädigung solcher Personen, nicht
abgegangen werden.

§. 79. Ist in dem Falle, wenn die Einrichtungen des Stifters nicht buchstäblich befolgt würden,
einem Dritten ein Recht auf die zur Stiftung gewidmete Sache oder Summe beygelegt: so
findet eine Aenderung ohne die Zuziehung oder Einwilligung dieses Dritten nicht statt.

§. 80. Werden die von dem Stifter gemachten Einrichtungen schon zu der Zeit, da die Stiftung
errichtet, und der Corporation aufgetragen worden, zweckwidrig befunden: so muß der



Corporation die Annahme einer solchen Stiftung nicht gestattet werden.

III. Aeußere Rechte:
§. 81. Corporationen und Gemeinen stellen in den Geschäften des bürgerlichen Lebens Eine
moralische Person vor.

§. 82. Sie werden in Rücksicht auf ihre Rechte und Verbindlichkeiten gegen Andre, außer
ihnen, nach eben den Gesetzen, wie andre einzelne Mitglieder des Staats, beurtheilt.

§. 83. Doch können sie, ohne besondere Einwilligung der ihnen vorgesetzten Behörde,
unbewegliche Sachen weder an sich bringen, noch veräußern oder verpfänden.

§. 84. Dergleichen von einem Dritten ohne diese Einwilligung mit ihnen vollzogne
Handlungen sind nichtig.

§. 85. Auch bey Schulden, für welche die Substanz des unbeweglichen
Gesellschaftsvermögens, oder die Nutzungen desselben, auf länger als Ein Jahr haften sollen,
ist die Einwilligung der vorgesetzten Behörde nothwendig.

§. 86. Die Ausübung der äußern Gesellschaftsrechte wird durch Schlüsse der Corporation
angeordnet.

§. 87. Von Abfassung dieser Schlüsse gilt alles das, was bey den innern Angelegenheiten der
Corporation bestimmt ist.

§. 88. Auch diejenigen Angelegenheiten, welche zwar nicht die Corporation, als Eine
moralische Person betrachtet, aber doch die sämmtlichen Mitglieder derselben, als solche,
betreffen, werden durch Schlüsse der Corporation bestimmt.

§. 89. Ist jedoch von Befugnissen oder Leistungen die Rede, welche auf die einzelnen
Mitglieder dergestalt vertheilt werden können, daß jeder für sich das Recht ausüben, oder die
Pflicht leisten kann, ohne dadurch die Rechte der andern einzuschränken, oder ihre Pflichten
zu erschweren: so sind die einzelnen Mitglieder an einen durch Mehrheit der Stimmen der
übrigen gefaßten Schluß nicht gebunden.

§. 90. Sie überkommen also auch durch die, vermöge eines solchen Schlusses, ferner
erfolgenden Verhandlungen, für ihre Personen weder Rechte, noch Verbindlichkeiten.

insonderheit wegen der Schulden.
§. 91. Für die von der Corporation gehörig übernommenen Schulden haftet das
gemeinschaftliche Vermögen derselben.

§. 92. An denjenigen Theil des Gesellschaftsvermögens, wovon die Nutzungen den einzelnen
Mitgliedern zukommen, kann der Gläubiger nur in Ermangelung eines andern
gemeinschaftlichen Vermögens sich halten.

§. 93. Auch kann dieser Theil des Gesellschaftsvermögens nur in so fern angegriffen werden,
als der Schluß, wodurch die Verbindlichkeit übernommen worden, nach Vorschrift §. 62. bis
69. jedes einzelne Mitglied verpflichtet.

§. 94. Das Privatvermögen der Mitglieder haftet nur alsdann, wenn sich dieselben dazu
ausdrücklich anheischig gemacht haben.

§. 95. Zu einer solchen Verpflichtung können die widersprechenden auch durch eine
überwiegende Stimmenmehrheit nicht angehalten werden.

§. 96. Dagegen haften die einzelnen Mitglieder, selbst ohne ausdrückliche Einwilligung, für
Schulden, die zu solchen Bedürfnissen der Commune gemacht worden, zu deren Bestreitung
sie neue oder erhöhete Beyträge, auch wider ihren Willen hätten übernehmen müssen. (§. 65.)



§. 97. Ist eine wahre Gesellschaftsschuld vorhanden, welche durch neue oder erhöhete
Beyträge getilgt werden muß: so hat die Gesellschaft das Recht, diese Beyträge, unter
Aufsicht und Genehmigung des Staats dergestalt einzurichten, daß das Erforderliche nur nach
und nach zusammen gebracht, und die Last sowohl unter die gegenwärtigen als künftigen
Mitglieder billig vertheilt werde.

§. 98. Auch der Gläubiger muß sich eine solche nur nach und nach zu leistende Zahlung
gefallen lassen, wenn nicht ein gemeinschaftliches Vermögen, an welches er sich halten kann,
vorhanden, oder in dem Vertrage mit der Gesellschaft ein anderes verabredet ist.

§. 99. So weit nach Vorschrift §. 97. Gesellschaftsschulden durch Beyträge der Mitglieder
nach und nach getilgt werden müssen; so weit sind auch neue Mitglieder diese fortlaufenden
Beyträge mit zu übernehmen, verbunden.

§. 100. Doch muß ihnen dieses bey ihrer Aufnahme bekannt gemacht werden.

§. 101. Weigern sie sich alsdann, die fernern Beyträge zu übernehmen: so kann ihnen die
Aufnahme in die Gesellschaft versagt werden.

§. 102. Ist die Bekanntmachung nicht geschehen: so haften die Vorsteher der Gesellschaft,
durch deren Schuld dieselbe unterblieben ist, für die Beyträge solcher Mitglieder.

§. 103. Durch den Austritt aus der Gesellschaft werden einzelne Mitglieder von ferneren
Beyträgen in der Regel frey.

§. 104. Auch die Erben verstorbener Mitglieder sind, als solche, zu fernern Beyträgen nicht
verpflichtet.

§. 105. Von diesen Regeln (§. 103. 104.) findet eine Ausnahme statt, wenn ein Mitglied eine
Gesellschaftsschuld, ganz oder zum Theil, nicht bloß in der Eigenschaft eines Mitgliedes,
sondern als seine Privatschuld, ausdrücklich übernommen hat.

§. 106. Sind Privatgrundstücke oder Gerechtigkeiten für eine Gesellschaftsschuld verpfändet
worden: so geht die Schuld auf jeden Besitzer derselben über.

§. 107. Haben die Mitglieder einer Corporation zwar durch einen an sich rechtsbeständigen
Schluß, aber zu einem Behufe, welcher nicht das fortwährende Beste der Corporation, sondern
nur die gegenwärtigen Mitglieder betrifft, Schulden gemacht: so sind auch nur diese, und ihre
Erben, zu deren Abtragung verpflichtet.

§. 108. Von dieser Pflicht können sie sich durch den Austritt aus der Gesellschaft nur alsdann
befreyen, wenn sie ein anderes Mitglied stellen, welches die ferneren Beyträge an ihrer Statt
zu übernehmen erbötig, und dafür hinlänglich sicher ist.

§. 109. Dagegen ist die Weigerung eines neuen Mitgliedes, Beyträge zu Schulden von dieser
Art zu übernehmen, für sich allein noch kein hinreichender Grund, demselben die Aufnahme
zu versagen.

§. 110. Das gemeinschaftliche Vermögen der Gesellschaft haftet dem Gläubiger, welcher mit
ihr, unter Beobachtung der gesetzlichen Erfordernisse, einen gültigen Vertrag geschlossen hat;
wenn gleich das Gegebene oder Geleistete nicht zum Besten der Gesellschaft verwendet
worden.

§. 111. Der Staat aber ist, so wie die Gesellschaft selbst, in einem solchen Falle dafür zu
sorgen berechtigt, daß das gemeinschaftliche Vermögen von der daraufgelegten Verpflichtung
durch diejenigen, welche den Vortheil davon gezogen haben, oder durch deren Verschulden
die Verwendung zum Besten der Gesellschaft unterblieben ist, wieder befreyet werde.

§. 112. Eben diese Vorschriften (§. 110. 111.) finden auch Anwendung, wenn wegen
Schulden von der §. 107. beschriebenen Art das Gesellschaftsvermögen angegriffen worden.



§. 113. Auch wenn kein Vertrag vorhanden ist, oder es demselben an den gesetzlichen
Erfordernissen mangelt, wird die Corporation durch die geschehene Verwendung in den
gemeinschaftlichen Nutzen, gleich einer Privatperson verhaftet. (Th. I. Tit. XIII. Abschn. III)

IV. Repräsentanten.
§. 114. Die Ausübung der Gesellschaftsrechte kann einzelnen Personen, als Repräsentanten
oder Stellvertretern der Gesellschaft, übertragen werden.

§. 115. Ist die Bestellung von Repräsentanten in den Stiftungsverträgen oder Gesetzen nicht
angeordnet: so gehört die Entscheidung der Frage: ob Repräsentanten bestellt werden sollen,
zu denjenigen Angelegenheiten, welche in außerordentlichen Versammlungen, nach
vorhergegangener Einladung sämmtlicher Mitglieder, abgethan werden müssen.

§. 116. Zur bejahenden Entscheidung dieser Frage wird eine Mehrheit von zwey Dritteln der
Stimmen der auf gehörige Einladung erschienenen Mitglieder; zur Wahl der Personen aber
nur eine Mehrheit der Stimmen überhaupt erfordert.

§. 117. Den Repräsentanten einer Corporation kommt nur die Ausübung der äußern Rechte
der Gesellschaft, und die Besorgung der Geschäfte derselben mit Fremden außer ihr zu.

§. 118. Dergleichen Geschäfte sind die Repräsentanten in der Regel ohne weitere Rückfrage
mit der Gesellschaft abzuthun berechtigt.

§. 119. Dagegen sind sie, wegen solcher Geschäfte, mit der Gesellschaft Rücksprache zu
nehmen verbunden, wodurch unbewegliche Sachen derselben veräußert, oder verschuldet,
oder die Mitglieder zu neuen oder erhöheten Beyträgen verpflichtet werden sollen.

§. 120. Sind den Repräsentanten mehrere Einschränkungen nur durch ihre Instruktion, oder
vermöge eines besondern Herkommens in der Corporation, gemacht: so ist ein Fremder, der
mit ihnen in Verhandlungen sich einläßt, an solche Einschränkungen nur so weit gebunden,
als ihm dieselben hätten bekannt seyn können und sollen.

§. 121. Daß eigentliche Repräsentanten durch besondere Instruktion mehr, als die öffentlich
bekannte Verfassung der Gesellschaft, oder die Landesgesetze mit sich bringen, eingeschränkt
sind, wird nicht vermuthet.

§. 122. Eine Corporation also, welche solche besondere Einschränkungen machen will, muß
dafür sorgen, die ihren Repräsentanten ertheilte Instruktion dergestalt öffentlich bekannt zu
machen, daß dieselbe niemanden, der mit den Repräsentanten etwas verhandelt, ohne sein
eignes grobes oder mäßiges Versehen verborgen bleiben könne.

§. 123. Dagegen muß der fremde Contrahent die gewöhnliche Aufmerksamkeit anwenden,
daß er solchen Einschränkungen der Repräsentanten, welche auf einem ununterbrochenen
Herkommen bey der Gesellschaft beruhen, nicht zuwider handle.

§. 124. Ob Repräsentanten, welche mit einem Fremden in ihrem eignen Namen
Verhandlungen vornehmen, demselben dadurch nur sich selbst, oder die Gesellschaft
verpflichten, muß nach eben den Regeln, wie bey Bevollmächtigten, beurtheilt werden. (Th. I,
Tit. XIII. §. 153-156.)

§. 125. Innere Gesellschaftsrechte kommen den Repräsentanten nur in so fern zu, als ihnen
dergleichen durch die Stiftungsgesetze, durch ihre Instruktion, oder durch ein
ununterbrochenes Herkommen übertragen worden.

§. 126. Von den Schlüssen der Repräsentanten gilt in der Regel alles, was von den Schlüssen
der Gesellschaft verordnet ist.

§. 127. Wenn die Zahl der Repräsentanten bestimmt; und eine Stelle darunter durch den Tod
oder sonst erledigt ist: so müssen alle Angelegenheiten, bey welchen keine Gefahr im Verzuge
obwaltet, bis zu deren Wiederbesetzung verschoben werden.



§. 128. Ist der Auftrag der Repräsentanten durch die Verfassung der Corporation auf eine
gewisse Zeit eingeschränkt: so sind alle nach Ablauf dieser Zeit vorgenommene Handlungen
derselben für die Gesellschaft unverbindlich.

§. 129. Ist keine Zeit dazu bestimmt: so dauert ihr Auftrag so lange, als er nicht durch einen
Schluß der Gesellschaft widerrufen, oder von ihnen selbst aufgekündigt worden.

§. 130. Sollen Repräsentanten in Ansehung der Dauer ihres Auftrages nur durch ihre
Instruktion, oder durch besondere Gesellschaftsschlüsse eingeschränkt werden: so gilt, wegen
öffentlicher Bekanntmachung solcher Einschränkungen, eben das, was §. 122. verordnet ist.

§. 131. Die Repräsentanten sind der Corporation von ihren Handlungen Rechenschaft
abzulegen verbunden.

§. 132. Dabey, so wie überhaupt wegen aller den Repräsentanten gegen die Corporation
zukommenden Rechte und Verbindlichkeiten, worüber in den Stiftungsgesetzen, in ihrer
Instruktion, oder in besondern gesetzlichen Vorschriften nicht abweichende Bestimmungen
vorhanden sind, werden die Repräsentanten als Bevollmächtigte, und wenn sie zugleich das
Gesellschaftsvermögen administriren, als Verwalter fremder Güter angesehen und beurtheilt.
(Th. I. Tit. XIII. Abschn. I. Tit. XIV. Abschn. II.)

§. 133. Die Corporation hat das Recht, ihre gefaßten Schlüsse wieder aufzuheben, und die von
ihnen getroffenen Anordnungen zu widerrufen.

§. 134. Die Mißbilligung der Corporation giebt ihr aber nicht die Befugniß, von
Verhandlungen, welche die Repräsentanten mit Andern außer der Gesellschaft einmal gültig
geschlossen, und woraus letztere ein Recht erworben haben, abzugehen.

§. 135. Diejenigen, welche von der Gesellschaft nur zu einem gewissen bestimmten Geschäfte
bestellt worden, sind, wenn sie gleich den Namen der Repräsentanten führen, dennoch nur als
Bevollmächtigung der Gesellschaft anzusehen.

§. 136. Die Ausstellung einer Vollmacht im Namen der Gesellschaft gehört zu denjenigen
Angelegenheiten, welche in außerordentlichen Versammlungen, nach vorhergegangener
Einladung sämmtlicher Mitglieder, verhandelt, und nach der Mehrheit der Stimmen berichtigt
werden müssen.

V. Vorsteher.
§. 137. Jede Corporation muß wenigstens Einen Vorsteher haben.

§. 138. Ob deren mehrere, und wie viele seyn sollen, hängt, wenn es in der Verfassung nicht
ein- für allemal bestimmt ist, von dem Beschlusse der Corporation ab.

§. 139. Die Wahl der Vorsteher gebührt in der Regel der Corporation.

§. 140. Diese Wahl gehört zu den außerordentlichen Angelegenheiten, welche durch die
Mehrheit der Stimmen, nach vorhergegangener Einladung sämmtlicher Mitglieder,
entschieden werden müssen.

§. 141. Die Vorsteher der Gesellschaft haben das Recht und die Pflicht, alles zu thun, was zur
guten Ordnung in den Geschäften und Verhandlungen, und zum gewöhnlichen nützlichen
Betriebe der gemeinsamen Angelegenheiten erforderlich ist.

§. 142. Zu ihrem Amte gehört es, Versammlungen zu berufen; die Direktion in selbigen zu
führen; die Gegenstände der Berathschlagung vorzutragen; die Stimmen zu sammeln; und
nach selbigen den Schluß abzufassen.

§. 143. Insonderheit ist es ihre Pflicht, darauf zu sehen, daß nichts wider die Stiftungsgesetze,
und wider die Rechte des Staats vorgenommen und beschlossen werde.



§. 144. Die Unterbedienten der Gesellschaft sind ihrer Direktion und Aufsicht unterworfen.

§. 145. Die Befugniß, die Vorsteher über ihre Amtsführung zur Rechenschaft zu ziehen, kann
der Corporation durch einen auch einmüthigen Beschluß sämtlicher gegenwärtigen
Mitglieder, für die Zukunft nicht entzogen werden.

§. 146. Bey erfolgendem Abgange eines Vorstehers, muß sein Amt bis zu dessen anderweitig
geschehener Besetzung, von demjenigen, welcher ihm nach der in der Gesellschaft
eingeführten Ordnung der nächste ist, wahrgenommen werden.

VI. Beamte.
§. 147. Auch die Verwaltung der gemeinschaftlichen Güter einer Corporation kann gewissen
Beamten übertragen werden.

§. 148. Zur Betreibung ihrer Rechts-Angelegenheiten kann die Corporation einen Syndicum
bestellen.

S. 149. Zur Bestellung eines Syndici kann keine Korporation gezwungen; wohl aber, wenn sie
aus mehr als Drey Personen besteht, von dem Richter angehalten werden, die Verhandlung
ihrer Rechts-Angelegenheiten durch zwey oder drey aus ihrer Mitte zu wählende Deputirten
abzuwarten.

§. 150. Zur Uebernehmung eines Auftrages als Deputirte in einzelnen Fällen, können
Mitglieder gegen hinlängliche Entschädigung, auch wider ihren Willen angehalten werden.

§. 151. Die Rechte und Pflichten eines Gesellschaftsbeamten und Syndici sind nach ihren
Bestallungen nach Amts-Instruktionen, übrigens aber nach der Lehre von Vollmachts-
Aufträgen zu beurtheilen.

§. 152. Auch ein wirklicher Syndicus ist nicht berechtigt, ohne Rückfrage mit der
Corporation, Klagen in ihrem Namen anzustellen, oder auf solche, die wider sie angestellt
worden, sich einzulassen.

§. 153. Die Verwalter der Gesellschaftsgüter sind nicht befugt, Grundstücke Gerechtigkeiten
und Capitalien der Gesellschaft zu veräußern, oder auf irgend eine Art zu belasten.

§. 154. Aus den von ihnen allein geschlossenen Verträgen wird die Gesellschaft nicht
verhaftet.

§. 155. Doch muß sie, wenn daraus etwas in ihren gemeinsamen Nutzen verwendet worden,
dem andern Contrahenten, nach allgemeinen gesetzlichen Vorschriften, dafür gerecht werden.

§. 156. Auch muß sie die Handlungen und Verträge der Beamten so weit vertreten, als diese
nach der Natur ihres Auftrages, denselben, ohne dergleichen Handlungen vorzunehmen, nicht
würden ausführen können.

§. 157. Hat eine Commune ihre Vorsteher oder Beamten überhaupt zur Veräußerung und
Verpfändung des Communvermögens nach Gutfinden im Voraus bevollmächtigt: so ist dieses
dennoch nur von dem Falle, wenn eine solche Veräußerung oder Verpfändung zur Bestreitung
gemeinschaftlicher Bedürfnisse nothwendig ist, zu verstehen.

§. 158. Doch bindet diese Einschränkung nur die Vorsteher oder Beamten; steht aber einem
Dritten, welcher sich mit ihnen auf den Grund einer solchen uneingeschränkten
Bevollmächtigung eingelassen hat, nicht entgegen.

§. 159. Der Regel nach ist die Corporation befugt, sich ihre Beamten selbst zu wählen.

§. 160. Es muß jedoch die Wahl der vorgesetzten Obrigkeit zur Genehmigung angezeigt
werden.

§. 161. Ein Mitglied der Corporation ist die auf ihn gefallene Wahl anzunehmen verbunden,
wenn ihm nicht eben die Gründe der Entschuldigung, aus welchen eine aufgetragene



Vormundschaft abgelehnt werden kann, zu statten kommen.

§. 162. Die Beurtheilung der angeführten Entschuldigungsursachen gebührt der Obrigkeit.

§. 163. Die von der Corporation geschehene und von dem Gewählten angenommene Wahl
kann die Obrigkeit dennoch verwerfen, wenn der Gewählte die Eigenschaft nicht besitzt,
welche nach allgemeinen oder nach den Gesetzen der Gesellschaft zu dieser Stelle
erforderlich sind.

§. 164. Wird die Wahl verworfen: so muß die Corporation, von neuem wählen.

§. 165. Fällt auch diese Wahl auf einen Untüchtigen: so verliert die Corporation für diesen
Fall ihr Wahlrecht, und die Stelle wird von der Obrigkeit besetzt.

§. 166. Abweichungen von obigen Regeln beruhen auf besondern Gesetzen und Verfassungen.

§. 167. Die Wahl der Vorsteher und Beamten gehört zu den innern Rechten der Gesellschaft.

§. 168. Sie ist ein Gegenstand der außerordentlichen Zusammenkünfte. (§. 53. sqq.)

§. 169. Ist die Dauer ihrer Amtsführung weder in der Verfassung, noch durch die Natur des
Auftrages selbst bestimmt: so hängt sie von dem Schlusse der Gesellschaft bey der Wahl ab.

§. 170. Ist auch dadurch keine gewisse Zeit bestimmt: so wird angenommen, daß Vorsteher
und Beamte auf Lebenszeit bestellt worden.

§. 171. Weder die auf Lebenslang, noch die auf eine kürzere bestimmte Zeit angesetzte
Vorsteher und Beamte, können von der Corporation nach bloßer Willkühr wieder abgesetzt
werden.

§. 172. Der Staat aber kann sie aus eben den Gründen, aus welchen Beamte überhaupt ihres
Amtes verlustig erklärt werden können, absetzen oder entlassen.

§. 173. Die Corporation hat nur das Recht, bemerkte Gründe dieser Art dem Staate zur
Untersuchung anzuzeigen.

§. 174. Doch kann sie, bis zur erfolgenden Verfügung der Obrigkeit, den angeschuldigten
Beamten in der Verwaltung seines Amtes so weit einschränken, als es nothwendig ist, um
fernern besorglichen Schaden abzuwenden.

§. 175. Auch Beamte können ihr ohne Einschränkung auf eine gewisse Zeit: übernommenes
Amt niemals, und wenn eine Zeit bestimmt ist, nicht vor Ablauf derselben eher niederlegen,
als bis zu dessen Wiederbesetzung die nöthige Verfügung getroffen ist.

§. 176. Wenn es aber an tauglichen Personen dazu nicht ermangelt; und die Corporation
gleichwohl mit Vornehmung einer neuen Wahl zögert: so kann der abgehende Beamte bey
dem Staate darauf antragen, daß ihr die Anstellung einer solchen Wahl in einer zu
bestimmenden Frist aufgegeben, und wenn diese fruchtlos verläuft, die Stelle für diesmal von
dem Staate unmittelbar besetzt werde.

VII. Dauer.
§. 177. Corporationen und Communen dauern fort, wenn auch nur noch Ein Mitglied
vorhanden ist.

§. 178. Dieses Mitglied kann alle Rechte der Gesellschaft in deren Namen ausüben; es muß
aber auch alle ihre Pflichten erfüllen.

§. 179. Kann letzteres nach der Natur und dem Zwecke der Gesellschaft nicht geschehen: oder
erlöscht die Gesellschaft durch das Absterben auch des letzten Mitgliedes von selbst: so
finden die Vorschriften §. 192. sqq. Anwendung.

§. 180. Auch mit Einwilligung sämmtlicher Mitglieder kann eine öffentliche Gesellschaft
nicht anders, als unter Genehmigung des Staats aufgehoben werden.



§. 181. Auch unter Genehmigung des Staats kann zum Nachtheile eines Dritten, der ein
gegründetes Recht, auf der Fortdauer der Corporation zu bestehen, nachzuweisen vermag, die
Aufhebung derselben nicht erfolgen.

VIII. Austritt einzelner Mitglieder.
§. 182. In der Regel kann jedes Mitglied einer Corporation dieselbe nach Gutfinden wieder
verlassen.

§. 183. Das austretende Mitglied muß aber seinen Vorsatz dem Vorsteher der Gesellschaft
gehörig anzeigen.

§. 184. Der Austritt selbst muß bis zum Ablaufe eines solchen Zeitraumes ausgesetzt werden,
in welchem die Vortheile und Lasten, die aus der gesellschaftlichen Verbindung auf einzelne
Mitglieder treffen, sich am füglichsten gegen einander abwägen lassen.

§. 185. Es kann also, zum Beyspiel, ein Mitglied, welches die gesellschaftlichen Vortheile
Eines Jahres ganz oder zum Theil bereits genossen hat, vor Ablauf dieses Jahres nicht anders
austreten, als wenn es auch alle in dies Jahr fallende Lasten entrichtet hat, oder die
Corporation dafür entschädigt.

§. 186. Auch in Fällen, wo sonst die Aufnehmung neuer Mitglieder nur der Corporation
zukommt, ist der Staat dazu berechtigt, wenn zu besorgen ist, daß durch den Abgang der
bisherigen die Gesellschaft erlöschen würde.

§. 187. Eine gleiche Befugniß steht dem Staate in allen Fällen zu, wo wegen des Austrittes
mehrerer Mitglieder, oder wegen veränderter Umstände überhaupt, die gegründete Besorgniß
entsteht, daß die noch vorhandene Anzahl nicht hinreichen werde, dem Zwecke ein Genüge zu
leisten, zu welchem die Corporation von dem Staate gestiftet, oder privilegirt worden ist.

§. 188. Doch muß bey solchen Vermehrungen (§. 187.) auch auf die Conservation der schon
vorhandenen Mitglieder allemal Rücksicht genommen werden.

IX. Aufhebung der Corporationen und Gemeinen.
§. 189. Wenn der im Grundvertrage vorgeschriebene Zweck einer Corporation oder Gemeine
nicht ferner erreicht werden kann, oder gänzlich hinwegfällt: so ist der Staat berechtigt, sie
aufzuheben.

§. 190. Ein Gleiches findet statt, wenn dieser Zweck, wegen veränderter Umstände, dem
gemeinen Wohl offenbar schädlich wird.

§. 191. Wird nur durch Mißbräuche oder Mängel der innern Verfassungen die Erreichung des
Zweckes gehindert, oder Nachttheil für das gemeine Wohl hervorgebracht: so ist der Staat nur
befugt, zur Abschaffung der Mißbräuche, und Wiederherstellung der guten Ordnung,
zweckmäßige Mittel vorzukehren.

§. 192. Wird eine öffentliche Gesellschaft ganz aufgehoben, und sind für diesen Fall über das
gemeinschaftliche Vermögen derselben keine anderweitigen Bestimmungen in ihren
Stiftungsgesetzen vorgeschrieben: so fällt dieses Vermögen dem Staate zur anderweitigen
Verwendung für das gemeine Wohl anheim.

§. 193. Sind jedoch darunter Gelder oder Sachen, die zu einer gewissen bestimmten Absicht
und Verwendung der Verwaltung der aufgehobenen Corporation anvertraut gewesen: so muß
der Staat dafür sorgen, daß die Absicht des Stifters, nach der von selbigem vorgeschriebenen
Bestimmung, fernerhin, so viel als möglich, erreicht werde.

§. 194. Kann oder will der Staat dieses nicht thun: so sind der Stifter, oder dessen Erben, die
Stiftungsgüter oder Capitalien zurück zu nehmen berechtigt.

§. 195. Ist der Stifter nicht mehr vorhanden, und sind seine Erben nicht auszumitteln: so
gebühret das, was zu der ehemaligen Stiftung gewidmet war, als eine herrnlose Sache, nach



Maasgabe §. 192. dem Staate.

§. 196. Dasjenige, was die noch vorhandenen Mitglieder, bey ihrem Eintritte, oder sonst,
durch außerordentliche Beyträge oder Zuwendungen, zur Vermehrung des
Gesellschaftsvermögens, oder Bezahlung der Capitalsschulden entrichtet haben, muß ihnen
daraus zurückgegeben werden.

§. 197. Die ordinairen zur Bestreitung der gewöhnlichen fortlaufenden Bedürfnisse der
Gesellschaft geleisteten Beyträge, sind unter dieser Vorschrift nicht mit begriffen.

§. 198. Von demjenigen Gesellschaftsvermögen, dessen Nutzung den einzelnen Mitgliedern
bestimmt war, muß den zur Zeit der Aufhebung noch vorhandenen Mitgliedern derjenige
Antheil, den sie bis dahin genossen haben, auf Lebenslang gelassen werden.

§. 199. Eben so muß der Staat aus demjenigen Gesellschaftsvermögen, welches zum
Unterhalte der Mitglieder überhaupt bestimmt war, den zur Zeit der Aufhebung vorhandenen
Mitgliedern lebenslängliche Verpflegung, so wie sie dieselbe bisher genossen haben,
anweisen.

§. 200. Doch ist der Staat, von den nach §. 199. ihm obliegenden Leistungen, landübliche
Zinsen dessen, was den Mitgliedern nach §. 196. zurückgegeben wird, in Abzug zu bringen
berechtigt.

§. 201. Gegen diejenigen, welche Forderungen an die erloschene Gesellschaft haben, tritt der
Staat an die Stelle derselben.

§. 202. Auch diejenigen Personen oder Familien, welche zur Zeit der Aufhebung im
wohlerworbenen Besitze gewisser Ehrenrechte in Beziehung auf die Gesellschaft sich
befanden, müssen dabey ferner gelassen, oder wenn dies nicht geschehen kann, dafür
entschädigt werden.


